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Europarat rügt Intoleranz
Kritik an Liechtenstein: Minderheiten werden vor Diskriminierung zu wenig geschützt

STRASSBURG/VADUZ – Liechten-
stein müsse seine Bemühungen 
zur Bekämpfung von Diskriminie-
rungen, Intoleranz und Fremden-
feindlichkeit weiter verstärken. 
Dies fordert der Europarat.

• Michael Benvenuti

Der Beratende Ausschuss der Rah-
menkonvention zum Schutz natio-
naler Minderheiten (FCNM) lobt in 
seinem gestern präsentierten Bericht 
zwar die jüngsten Bemühungen 
Liechtensteins für einen verstärkten 
Schutz vor Diskriminierung, Rassis-
mus und Intoleranz. Auch die Inte-
gration von Menschen mit einem 
anderen ethnischen, sprachlichen 
oder religiösen Hintergrund sei in 
den vergangenen Jahren verbessert 
worden. Allerdings, kritisiert die Or-
ganisation des Europarates, müsse 
Liechtenstein noch mehr tun.

Der Ausschuss ermahnte die Be-
hörden in Vaduz, ihre Bemühungen 
für eine Lösung der Probleme der 
Ausländer in Bezug auf Wohnung, 
Arbeit und qualitativer Bildung 
weiterzuverfolgen. Darüber hinaus 
seien im Bereich des Sprachenun-
terrichts unterstützende Massnah-
men nötig, die auch eine angemes-
sene finanzielle Unterstützung von-
seiten des Staates beinhalten sollten. 
Nur mit Intensiv-Sprachkursen in 
Schulen sowie Nachhilfe und Sen-
sibilisierungsmassnahmen für Fa-
milien könnten die bestehenden 
Sprachbarrieren behoben werden. 
Nicht zuletzt müsse auch das Bil-
dungssystem angepasst werden.

Geradezu besorgt äussert sich die 
Institution zum Schutz von Minder-
heiten über die zunehmende Gewalt 
in Liechtenstein besonders gegen 
Muslime und türkischstämmige Ein-
wohner. Beunruhigend sei auch die 
Zunahme fremdenfeindlicher und 
anderer extremistischer Tendenzen 
bei Jugendlichen, klagt FCNM. 
Auch wenn Liechtenstein bei der 
Überwachung und Verhinderung 
solcher Vorkommnisse zuletzt deut-
liche Fortschritte gemacht habe, 
müsse noch mehr getan werden, um 
den Zuwanderern die volle Achtung 
ihrer Rechte zu gewährleisten.

Besonders bei Jugendlichen gebe es eine Zunahme fremdenfeindlicher und anderer extremistischer Tendenzen. 
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Auch Minderheiten 
haben ihre Rechte
Das Europäische Rahmenüber-
einkommen zum Schutz natio-
naler Minderheiten ist das erste 
rechtlich verbindliche multilate-
riale Abkommen zum Schutz 
nationaler Minderheiten. Es 
beinhaltet im Wesentlichen indi-
viduelle Rechte von Angehöri-
gen nationaler Minderheiten in 
den Hoheitsgebieten des Ver-
tragsstaates. Sie haben das Recht 
auf Erhalt ihrer ethnischen, kul-
turellen, sprachlichen und natio-
nalen Identität. Sie dürfen nicht 
gegen ihren Willen assimiliert 

werden und haben das Recht auf 
Meinungs- und Versammlungs-
freiheit. Sie dürfen ihre Minder-
heitensprache pflegen. Der Ver-
tragsstaat verpflichtet sich, die 
Kultur und Geschichte seiner 
Minderheiten zu erforschen und 
zu fördern. 

Dem Ministerkomitee des Eu-
roparates obliegt die Überwa-
chung der Durchführung des 
Übereinkommens in den Ver-
tragsstaaten. Dazu fordert es in 
nicht festgelegten Abständen Be-
richte bei den Vertragsstaaten an, 
die vom Beratenden Ausschuss 
zum Schutz nationaler Minder-
heiten geprüft werden.  (red)

Weniger Neuanmeldungen
VADUZ – Im März 2010 wurden in Liech-
tenstein insgesamt 237 neue Fahrzeuge bei 
der Motorfahrzeugkontrolle neu angemel-
det, davon waren 173 Personenwagen, gab 
das Amt für Statistik am Freitag bekannt. 
Somit sei im Jahresvergleich bei den Fahr-
zeugen ein Rückgang von 2,5 und bei den 
Personenwagen eine Erhöhung von 0,6 Pro-
zent festgestellt worden. Von Januar bis 
März 2010 wurden 547 Neufahrzeuge zuge-
lassen, davon waren 426 Personenwagen. 
Somit ergab sich bei den Fahrzeugen ein 
Rückgang von 0,2 und bei den Personenwa-
gen eine Erhöhung von 6,5 Prozent. Die 
Marke VW stand mit 71 immatrikulierten 
Personenwagen (Januar bis März 2010) an 
erster Stelle, gefolgt von Audi (50), BMW 
(34) und Toyota (31). (db/pd)

MFK-STATISTIK

«VOLKSBLATT»-INTERVIEW MIT DEM POLITOLOGEN WILFRIED MARXER ÜBER DAS THEMA RECHTSRADIKALISMUS

SCHAAN – Die Oktoberfest-Schläge-
rei, ein fremdenfeindliches Flug-
blatt und Brandanschläge von mut-
masslich rechtsradikalen Tätern: 
Liechtensteins Rechte haben auf 
sich aufmerksam gemacht. Dazu 
der Politologe Wilfried Marxer.

• Daniel Banzer

«Volksblatt»: Wie ist der Liechten-
steiner? Konservativ, aber nicht ex-
trem. Oder ist er so, wie es die letz-
te Zeit vermutet lassen könnte: Ten-
denziell rechtsradikal?

Wilfried Marxer: Liechtenstein 
kommt, historisch gesehen, eher aus 
einem ländlichen, konservativen Kon-
text, hat aber in den letzten 20, 30 Jah-
ren einen starken Modernisierungs-
schub erlebt. Heutzutage sind die 
Liechtensteiner – wir sprechen hier ja 
vom Durchschnitt – eher weltoffen, 
modern und aufgeschlossen. Das hängt 
natürlich auch damit zusammen, dass 
der Modernisierungsschub, den Liech-
tenstein erlebt hat, auch den Auslän-
dern zu verdanken ist. Was nicht 
heisst, dass es keine Extreme gibt.

Der Status quo deckt sich also mit 
dem Bild, das Sie schon im Januar 
2007 in ihrer Studie geschrieben ha-
ben. Wie kommt es denn, dass in 
der letzten Zeit viel mehr über rech-
te Aktivitäten bekannt wurde?

Es ist nichts Neues, dass es eine 
rechtsradikale Szene in Liechtenstein 
gibt. Das gab es jedenfalls die letzten 
20, 25 Jahre immer. Nur manchmal 
bekommt man davon wenig mit. Die 
Rechten sind meist diskret, wollen 
nicht wirklich auffallen. Und dann 
gibt es auf einmal eine Serie von 

Vorfällen, wo es auffälliger wird. Viel-
leicht eine zufällige Häufung.

Soll heissen: Liechtenstein ist nicht 
rechtsradikaler geworden?

Man weiss es natürlich nicht genau, 
ob es Zufall ist, dass in letzter Zeit ein 
paar Vorfälle parallel geschehen sind, 
oder ob die rechte Szene das Ziel ver-
folgt, stärker in der Öffentlichkeit zu 
stehen. Es ist ganz schwierig, Ein-
blicke in diese Szene zu gewinnen. 
Das zeigt ja auch die Studie über 
Rechtsextremismus aus dem Jahr 
2009. Was ich jedenfalls bisher nicht 
feststelle, ist, dass irgendwo öffent-
lichkeitswirksam ein politisch rele-
vanter Anspruch formuliert worden 
wäre. Die jüngsten Vorfällen sind ja 
meist strafrechtlich relevante Gewalt-
vorfälle.

Wenn es in Liechtenstein eine sehr 
rechte Partei gäbe, würde diese ge-
wählt werden?

Damit man in den Landtag kommt, 
muss man landesweit 8 Prozent der 
Stimmen erhalten. Das ist für eine 
neue, kleine Partei eine hohe Hürde. 
Die Freie Liste hat auch drei Anläufe 
gebraucht. Und für eine deutlich rechts 
orientierte Partei wäre die Luft ganz, 
ganz dünn. Es gibt natürlich auch in 
Liechtenstein Leute, die eine solche 
Partei wählen würden. Aber 
insgesamt tendieren die 
Liechtensteiner eher zur 
Mitte und zur Mässigung. 
Hinzu kommt, dass gegen 
80 Prozent der Wähler 
konservative Stammwäh-
ler sind. Sie bleiben bei 
den Roten, Schwarzen 
oder Weissen, sodass 

das Potenzial für neue Parteien be-
schränkt ist.

Die von Ihnen zitierte Studie besagt 
ja auch, dass die Rechtsradikalen 
sehr gut in die Gesellschaft inte-
griert sind. Ist eine Gesellschaft 
wirklich mittig, wenn sie Rechtsra-
dikalismus augenscheinlich akzep-
tiert?

Das kann man nicht mit Bestimmt-
heit sagen. Ich weiss einfach aus den 
regelmässigen Wahlumfragen, dass so-
wohl die Leute als auch die Parteien 
sich in einem riesigen Masse in der po-
litischen Mitte platziert sehen. Auf ei-
ner Skala, bei der 1 ganz links und 10 
ganz rechts ist, ge-
ben sich die 
m e i s t e n 
eine 5.

Angenommen, eine der grossen Par-
teien möchte sich nach rechts bewe-
gen – wäre sie erfolgreich?

Schwer zu sagen. Falls sich eine der 
Parteien zu sehr nach links oder nach 
rechts bewegt, verliert sie auf der an-
deren Seite des Spektrums. Das 
heisst: Freuen würde sich die Partei, 
die in der Mitte bleibt, die dann für 
Beständiges, Vernünftiges, Mässi-
gendes stünde. Mit der Folge: Die 
Partei, die nach rechts geht, verliert in 
der Mitte und links.

Wie werten Sie das jüngste Be-
kenntnis der Regierung gegen 
Rechts?

Ich glaube – und das hat auch die 
aktuellste Studie zum Thema Rechts-

radikalismus gezeigt –, dass bei 
den Behörden und in der Poli-

tik eine grosse Sensibilität 
dafür da ist. Es ist nicht so, 
dass die Augen zugedrückt 
werden. Das hat ja auch die 
Staatsanwaltschaft gezeigt, 
so schnell, wie sie beim Pro-

zess um die Schlägerei beim 
Oktoberfest vorgegangen ist. 
Und ich bin mir sicher, dass 
auch die Landespolizei beim 

Molotow-Cocktail-Wurf den Fall am 
liebsten schon geklärt hätte.

Aber: Beim eindeutig rechten Flug-
blatt wurde geschwiegen – und auf 
den Molotow-Cocktail-Wurf in 
Nendeln, bei dem nicht klar ist, ob 
Rechtsradikale dahinterstecken, so-
fort reagiert.

Beim Flugblatt stellt sich die Frage, 
inwieweit das mediale Echo nicht ge-
nau diesen Leuten hilft. Damit will ich 
nicht sagen, dass die Medien aufhören 
sollen zu berichten. Aber wenn je-
mand ein Flugblatt verschickt, und am 
nächsten Tag gibt es eine Staatskrisen-
sitzung – dann ist es für diese Kreise 
doch super gelaufen. Daher finde ich 
es nicht notwendig, dass sich der 
Fürst, die Regierung oder der Landtag 
bei jedem Anlassfall öffentlich äus-
sern.

Zudem war bei dem Flugblatt nur 
strafrechtlich relevant, dass es keine 
presserechtliche Verantwortlichkeit 
darauf gab. Es ist ja noch keine Hass-
schrift, wenn jemand politisch fordert, 
dass der Ausländeranteil reduziert 
werden soll. Das darf eine Partei oder 
Gruppierung in einer Demokratie be-
haupten. Das ist statthaft.

Ich würde eine Partei am rechten 
Rand zwar nicht wählen, man muss 
aber ideologische Strömungen, mit 
denen man nicht einverstanden ist, 
auch nicht gleich verbieten wollen.

*  Wilfried Marxer ist Politikwissen-
schaftler und Forschungsleiter für 
Politikwissenschaft beim Liech-
tenstein-Institut. Forschungstätig-
keit zu: Parteien, Wahlen, Medien, 
Demokratie und weiteren gesell-
schaftspolitischen Fragen. 

«Der Staat drückt die Augen nicht zu»
Wilfried Marxer bezweifelt, dass es einen rechten Ruck in Liechtenstein gegeben hat

Flurbrand am Rheindamm 
RUGGELL – Am Rheindamm in Ruggell 
kam es am Freitagnachmittag unterhalb des 
Kanalauslaufes zu einem Flurbrand. Wie die 
Landespolizei mitteilte, brannte kurz nach 14 
Uhr das Gras auf einer Länge von ca. 300 
Metern auf der rheinzugewandten Seite ab. 
Die Feuerwehr Ruggell sowie der Grundkurs 
der Feuerwehren konnten das Feuer rasch 
unter Kontrolle bringen. Personen, die Hin-
weise zum Brand liefern können, werden ge-
beten, sich mit der Landespolizei (E-Mail: 
info@landespolizei.li; Telefon: 236 71 11) in 
Verbindung zu setzen. (red/lpfl)


